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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit der Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021-2024. Er
folgte in fast allen Punkten der Mehrheit seiner WBK-SR, die das Geschäft in mehreren
Sitzungen vorbesprochen und dabei zahlreiche Anhörungen mit den Akteuren und
Akteurinnen des BFI-Bereichs durchgeführt hatte. 
In der Eintretensdebatte betonten alle Rednerinnen und Redner die Wichtigkeit des
BFI-Bereichs für die Schweiz. Eintreten war denn auch eine klare Sache. Jakob Stark
(svp, TG), Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) und Peter Hegglin (cvp, ZG) kritisierten aber
das Ansinnen, die Beträge für die verschiedenen BFI-Bereiche noch weiter
aufzustocken, wie dies die WBK-SR mittels zahlreicher Anträge im Umfang von
insgesamt CHF 240 Mio. vorgeschlagen hatte. Sie äusserten diese Skepsis vor dem
Hintergrund der bereits getätigten Ausgaben zur Bekämpfung des pandemiebedingten
wirtschaftlichen Lockdowns. Der überwiegende Teil des Rates sprach sich aber für die
von der Kommission vorgeschlagenen Erhöhungen der Beiträge aus. Vielen Rednerinnen
und Rednern war es wichtig, gerade in dieser Zeit in Bildung, Forschung und Innovation
zu investieren. Hannes Germann (svp, SH) resümierte, dass «die Investitionen von heute
die Arbeitsplätze von morgen» seien. Zu erwähnen ist, dass unter anderem auch den
CHF 4 Mio. für den Erhalt des Gosteli Archivs zugestimmt wurde. Die kleine Kammer
beschloss zudem, die vom Bundesrat vorgeschlagene Kreditsperre aufzuheben. Dieser
hatte beantragt, bis zur Klärung der Teilnahmebedingungen zu Horizon Europe und der
Nachfolgelösung für die Erasmus-Programme einen Teil der BFI-Mittel zu sperren. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Das Horizon-Paket 2021–2027 stand in der Herbstsession 2020 auf dem Programm des
Ständerates. Die kleine Kammer befasste sich als Erstrat mit diesem Geschäft im
Bereich der Forschung, das ein finanzielles Volumen von CHF 6'154 Mio. umfasst. Nach
dem unbestrittenen Eintreten befasste sich der Ständerat mit einem Antrag von
Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschäft an die Kommission zurückweisen
wollte. Minder argumentierte, dass die Finanzierungsbotschaft für Horizon 2021–2027
aus mehreren taktischen Gründen nicht bereits in dieser Herbstsession verabschiedet
werden sollte. So sei beispielsweise noch nicht klar, bei welchen Pfeilern des Horizon-
Pakets die Schweiz überhaupt teilnehmen dürfe. Die Schweiz laufe auch generell
Gefahr, dass sie bei Differenzen mit der EU erneut zeitweise von Horizon
ausgeschlossen werde. Die Mehrheit des Ständerates teilte diese Bedenken jedoch
nicht; der Rückweisungsantrag Minder wurde mit 34 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen
klar abgelehnt. Danach beriet der Ständerat noch über den Minderheitsantrag Stark
(svp, TG) betreffend die Höhe der Reserve für allfällig höher ausfallende Pflichtbeiträge.
Dieser Antrag wurde knapp abgelehnt (23 zu 19 Stimmen). In der Gesamtabstimmung
wurde die Vorlage mit 37 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich angenommen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Beitritt der Schweiz zum SKAO ist eine beschlossene Sache: Nach dem Nationalrat
stimmte in der Wintersession 2021 auch der Ständerat dem Beitritt zu. Nachdem
Kommissionssprecher Stark (svp, TG) und Bundesrat Parmelin die Vorlage vorgestellt
und die Vorteile einer Schweizer Beteiligung – insbesondere für die Wissenschaft und
die Industrie – dargelegt hatten, nahm die kleine Kammer die Vorlage in der
Gesamtabstimmung einstimmig an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 4

Im Rahmen der Umsetzung zweier Standesinitiativen beider Basel (Kt.Iv. BL 21.327 und
Kt.Iv. BS 21.328) eröffnete die WBK-SR im November 2022 die Vernehmlassung für ein
Horizon-Fonds-Gesetz. Der dadurch zu schaffende zeitlich befristete Fonds soll die
finanziellen Mittel zugunsten von Schweizer Forschungsstätten in der laufenden
Horizon-Programmperiode 2021–2027 besser absichern und die Nachteile infolge der
Nichtassoziierung der Schweiz an die EU-Forschungsprogramme (Horizon Europe,
Euratom-Programm, ITER und Digital Europe Programme) zumindest teilweise
kompensieren. Die Standesinitiativen forderten zwar eine Teilnahme der Schweiz bei
Horizon, wegen des blockierten Assoziierungsverfahrens habe die Kommission mit der
Fondsschaffung jedoch eine «pragmatische und verfahrenseffiziente Vorgehensweise»
als Übergangslösung gewählt, erklärte die WBK-SR im erläuternden Bericht. In den
Fonds sollen diejenigen finanziellen Mittel fliessen, die im jeweiligen Jahr im
Voranschlag für den Pflichtbeitrag der Schweiz an das EU-Programm eingestellt worden
wären. Über die verwendeten Mittel soll zudem im Sinne der Motion 22.3876
transparent kommuniziert werden. Das Gesetz soll gemäss Vorentwurf mit einer
Dringlichkeitsklausel versehen werden. 

In der Vernehmlassung, die bis Mitte Februar 2023 dauerte, gingen rund 66
Stellungnahmen ein. Unter anderem äusserten sich alle 26 Kantone, 13 politische
Parteien sowie die KdK und die EDK. Der grundsätzliche Tenor sei dabei gemäss dem
Ergebnisbericht positiv ausgefallen, 56 Vernehmlassungsteilnehmende hätten jedoch
Anpassungsvorschläge oder Einwände geäussert. Begrüsst wurde generell, dass die
WBK-SR aktiv etwas gegen die Nachteile infolge der Nicht-Assoziierung der Schweiz an
Horizon Europe unternehmen möchte. Der Fonds könne die Nachteile als
Übergangslösung teilweise kompensieren, eine Vollassoziierung der Schweiz gelte aber
weiterhin als oberstes Ziel, so der generelle Tenor (SP, FDP, Mitte, GLP, EVP,
travailsuisse, sgv, innosuisse, swissfaculty, VD, AG, BL, ZH, GE, NE, LU, SG, BE).
Befürchtet wurde jedoch etwa, dass im Zuge der Fondsschaffung finanzielle Mittel aus
anderen BFI-Bereichen gekürzt werden könnten. Einige Vernehmlassungsteilnehmende
verlangten deshalb eine klare Trennung der verschiedenen Bildungs- und
Forschungstöpfe. Unter den Kantonen äusserten etwa Zürich, Jura, Schwyz, Solothurn
und Thurgau sowie die EDK solche Bedenken. Sie forderten deshalb etwa eine stabile
Finanzierung der Berufsbildung, welche über keine gebundenen Mittel verfüge und der
andernfalls Kürzungen drohten. Die SP kritisierte, dass der Fonds und dessen
Bestimmungen die kompetitive Forschungsförderung weiter anheizten, und forderte
deshalb eine Regelung, wonach die Gelder an Forschende aller Disziplinen und Stufen
gesprochen werden. Die Mitte und die GLP erachteten die Schaffung des Fonds als
geeignet und waren der Ansicht, dass damit die bereits für Horizon Europe
beschlossenen und reservierten finanziellen Mittel direkt in den Fonds und damit an die
Forschungsprojekte fliessen könnten. Die GLP und die Grünen waren entgegen der
Meinung der SP auch davon überzeugt, dass der kompetitive Weg sinnvoll sei und die
Mittel komplementär zu bestehenden Fördermassnahmen eingesetzt werden könnten.
Die Grünen verlangten überdies, dass nicht verwendete Mittel weiterhin der Forschung
zur Verfügung stünden und nicht zurück in den Bundeshaushalt fliessen. Eine Teilnahme
der Schweiz bei Euratom erachtete die Partei jedoch als fraglich. 

Generell abgelehnt oder stark kritisiert wurde das Gesetz von FDP, SVP und
Economiesuisse. Für die FDP habe eine Vollassoziierung zwar weiterhin oberste
Priorität, die Fondslösung lehnte die Partei jedoch ab, da sie die Handlungsfreiheit des
Parlaments aufgrund der gebundenen Mittel einschränke. Stattdessen solle die
Finanzierung lieber über die BFI-Debatten erfolgen. Auch die SVP und Economiesuisse
waren der Ansicht, die bestehenden Ersatzmassnahmen seien besser geeignet, um den
Schweizer Forschungsplatz zu unterstützen, und erachteten das neue Gesetz als
unnötige Bürokratie. Die SVP kritisierte zudem, wie etwa der Kanton Freiburg, dass die
Vorlage das Anliegen der beiden Standesinitiative nicht umsetze, da diese eine
Beteiligung der Schweiz bei Horizon forderten. Sie teilte damit die Meinung einer
Kommissionsminderheit Stark (svp, TG), die sich für Nichteintreten auf die Vorlage
einsetzte. Weitere Präzisierungs- und Anpassungsvorschläge betrafen Bestimmungen
zur Auflösung des Fonds, zur Geltungsdauer des Gesetzes und zur Anhörung im Rahmen
der Prioritätenordnung durch das WBF. Bei Letzterer ging es vorwiegend darum, dass
BFI-Akteure bei der Erarbeitung der Projektrangfolge für die Verwendung der aus dem
Fonds entnommenen Mittel miteinbezogen werden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.02.2023
MARCO ACKERMANN
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